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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 20. April 1966 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Spanischen Staat 
über Arbeitslosenversicherung 

nebst Begründung, Abdruck des Abkommens und des Schluß- 
protokolls in deutscher und spanischer Sprache und der Denk- 
schrift hierzu mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 304. Sitzung am 10. Februar 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
dall das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bundesdrudcerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfadi 821 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 20. April 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat 

über Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 20. April 1966 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Spanischen Staat über Arbeitslosen- 
versicherung und dem Schlußprotokoll zu diesem 
Abkommen wird zugestimmt. Das Abkommen und 
das Schlußprotokoll werden nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur Durch- 
führung des Abkommens und des Schlußprotokolls 

a) Verbindungsstellen zu bestimmen und deren 
Aufgaben abzugrenzen, 

b) den Personen, auf die das Abkommen und das 
Schlußprotokoll anzuwenden sind, aufzuerlegen, 


die erforderlichen Bescheinigungen zu beschaffen 
und vorzulegen und dabei bestimmte Formblätter 
zu verwenden, 

c) Vereinbarungen über die Erstattung von Lei- 
stungen, die auf Grund des Artikels 1 1 Abs. 2 
des Abkommens getroffen sind, in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 und das Schlußprotokoll in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Da sich das Abkommen auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht, bedarf es nach Ar- 
tikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustim- 
mung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil die 
Artikel 17, 18 und 20 des Abkommens u. a. auch das 
Verwaltungsverfahren von Landesbehörden regeln. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, ohne Zustimmung des 
Bundesrates die notwendigen Rechtsverordnungen 
zur Durchführung des Abkommens zu erlassen. 
Länderinteressen werden durch eine solche Redits- 
verordnung nicht berührt werden; entsprechend der 
Regelung im § 209 AVAVG wird daher nach Ar- 
tikel 80 Abs. 2 GG bestimmt, daß eine auf Grund 
dieser Ermächtigung erlassene Rechtsverordnung 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen sowie nach Artikel 2 erlassene 
Rechtsverordnungen sollen auch im Land Berlin 
Anwendung finden; der Entwurf sieht daher die 
übliche Berlin-Klausel vor. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. Das Abkommen tritt nach seinem Artikel 29 
Abs. 2 am ersten Tage des zweiten Monats nach 
Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifi- 
kationsurkunden ausgetauscht werden. Nach Ar- 
tikel 4 Abs. 2 des Entwurfs ist der Zeitpunkt, in dem 
das Abkommen in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Kosten 

Bei der Durchführung des Abkommens werden 
Länder und Gemeinden nicht mit Kosten belastet. 
Eine Belastung des Bundes durch das Abkommen 
könnte allenfalls bei der Gewährung von Leistungen 
der Arbeitslosenhilfe entstehen. Diese Belastung 
kann jedoch kein nennenswertes Ausmaß annehmen. 
Spanische Staatsangehörige sind in der Arbeits- 
losenhilfe auf Grund der Fünften Durchführungs- 
verordnung zum AVAVG vom 22, Mai 1958 (BGBl. I 
S. 377) Deutschen bereits weitgehend gleichgestellt; 
daher werden ihnen insoweit nur in wenigen Aus- 
nahmefällen durch das Abkommen neue Rechte 
eröffnet. Im übrigen werden durch Artikel 7 § 2 des 
Finanzplanungsgesetzes die im Anschluß an den 
Bezug von Arbeitslosengeld zu erbringenden Lei- 
stungen der Arbeitslosenhilfe der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
auf erlegt. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat 
über Arbeitslosenversicherung 

Convenio 

entre la Repüblica Federal de Alemania y el Estado Espanol 
sobre el Seguro de Desempleo 


DER PRÄSIDENT . 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER CHEF DES SPANISCHEN STAATES 

IN DEM WUNSCHE, die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereiche der Sozialen Sicherheit für 
den Fall der Arbeitslosigkeit zu regeln, und 

IN ANERKENNUNG DES GRUNDSATZES, daß die 
Staatsangehörigen der beiden Staaten bei Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicher- 
heit einander gleichstehen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die am 29. Oktober 1959 
Unterzeichnete Vereinbarung zwischen den beiden Staa- 
ten über soziale Sicherung im Falle der Arbeitslosigkeit 
durch eine Regelung ersetzt werden sollte, die für die 
Begründung eines Leistungsanspruchs auch die Berück- 
sichtigung der im anderen Staat zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten und die Aufrechterhaltung des Leistungs- 
anspruchs im Falle der Verlegung des Wohnortes in das 
Gebiet des anderen Staates vorsieht, 

SIND UBEREINGEKOMMEN, hierüber ein Abkommen 
zu schließen und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Professor Dr. Karl Carstens, 
Staatssekretär des Auswärtigen Amts 

Der Chef des Spanischen Staates: 

Herrn Jose de Erice, 

Spanischer Botschafter in Bonn. 

DIE BEVOLLMÄCHTIGTEN haben nach Austausch ihrer 
in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
folgendes vereinbart: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 
1. „Gebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Spanien den spanisdien Teil der Iberi- 
schen Halbinsel, die Balearen, die Kanarischen Inseln 
und die spanischen Gebiete in Nordafrika; 


EL PRESIDENTE 

DE LA REPÜBLICA FEDERAL DE ALEMANIA 

y 

EL JEFE DEL ESTADO ESPANOL 

DESEOSOS de regulär las relaciones reciprocas entre 
ambos Estados en el ämbito de la Seguridad Social en 
lo referente al desempleo y 

EN RECONOCIMIENTO DEL PRINCIPIO de que sus 
sübditos sean equiparados, mediante la aplicaciön de las 
disposiciones internas de uno y otro Estado sobre la 
materia. 

CONSIDERANDO QUE el Acuerdo firmado el 29 de oc- 
tubre de 1959 entre ambos Estados sobre Seguridad 
Social, en caso de paro involuntario, ha de ser sustituido 
por una reglamentaciön que para el fundamento del 
derecho a prestaciones prevea tambien la consideraciön 
de los periodos de seguro cubiertos en el otro Estado 
y el mantenimiento del derecho a prestaciones en caso 
de traslado de residencia al territorio del otro Estado. 

HAN DECIDIDO concertar un Convenio sobre esta 
materia, nombrando a este fin como Plenipotenciarios 
suyos: 

El Presidente de la Repüblica Federal de Alemania: 
al Excmo. Senor Secretario de Estado 
Prof. Dr. Karl Carstens 

El Jefe del Estado Espanol: 

Al Excmo. Senor Embajador de Espana en Bonn 
Don Jose S. de Erice 

LOS PLENIPOTENCIARIOS, despues de haber cam- 
biado entre si sus plenos poderes, hallados en buena y 
debida forma, han convenido lo siguiente: 

TiTULO I 

Disposiciones generales 

Art! cul o 1 

Definiciones 

A efectos del presente Convenio, las expresiones que 
a continuaciön se indican, tienen el siguiente significado: 
l.° "Territorio" 

Referido a la Repüblica Federal de Alemania, aquel 
en que tiene vigencia la Ley Fundamental de la 
Repüblica Federal de Alemania. 

Referido a Espana, la parte espanola de la Peninsula 
Iberica, Isias Baleares, Isias Canarias y Plazas de 
Soberania del Norte de Africa. 
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2. „Staatscingehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland einen 
Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

in bezug auf Spanien eine Person, welche die spanische 
Staatsangehörigkeit gemäß den spanischen Rechtsvor- 
schriften nachweist; 

3. „Rechtsvorschriften" 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen Bestimmun- 
gen, die sich auf die in Artikel 2 Abs. 1 bezeichneten 
Systeme der Sozialen Sicherheit beziehen und in dem 
Gebiet oder einem Teil des Gebietes einer Vertrags- 
partei in Kraft sind; 

4. „Zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland den Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf Spanien das Arbeitsministerium; 

5. „Träger" 

die Einrichtung oder Behörde, der die Anwendung der 
in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvorschriften oder eines 
Teiles davon obliegt; 

6. „Angehöriger" 

einen Angehörigen im Sinne der anzuwendenden 
Rechtsvorschriften ; 

7. „Beschäftigung" 

jede Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1. in der Bundesrepublik Deutschland auf die Rechts- 
vorschriften über die Arbeitslosenversicherung und 
die Arbeitslosenhilfe; 

2. in Spanien auf die Rechtsvorschriften über die Arbeits- 
losenversicherung einschließlich der Rechtsvorschriften 
über Leistungen für den Fall der Arbeitslosigkeit von 
Arbeitnehmern, welche die Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Anspruchs auf Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung nicht erfüllen, sowie der Rechts- 
vorschriften über Systeme zur sozialen Sicherung für 
den Fall der Arbeitslosigkeit, die in öffentlichen Ein- 
richtungen oder staatlich finanzierten Unternehmen ge- 
nehmigt worden sind. 

(2) Dieses Abkommen ist auch auf Rechtsvorschriften 
anzuwenden, durch welche die bestehenden Rechtsvor- 
schriften auf neue Arbeitnehmergruppen ausgedehnt wer- 
den oder durch die Sondersysteme zur Anwendung der 
Arbeitslosenversicherung auf bestimmte Personengruppen 
geschaffen oder genehmigt werden, sofern nicht die zu- 
ständige Behörde einer Vertragspartei gegenüber der- 
jenigen der anderen Vertragspartei binnen drei Monaten 
nach Eingang der in Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe b 
vorgesehenen Unterrichtung eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. 

(3) Dieses Abkommen ist ohne Berücksichtigung son- 
stigen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Rechts 
auf dem Gebiet der Arbeitslosigkeit sowie zu dessen Aus- 
führung erlassenen innerstaatlichen Rechts durchzuführen. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt, soweit sich aus Artikel 6 Abs. 2 
nicht etwas anderes ergibt, für die Staatsangehörigen der 
Vertragsparteien. 


2P "Sübdito" 

En relaciön con la Repüblica Federal de Alemania, 
todo alemän segün la Ley Fundamental de la Repü- 
blica Federal de Alemania. 

En relaciön con Espana, el que acredite la naciona- 
lidad espanola con arreglo a la legislaciön espanola. 

3.*^ "Disposiciones legales" 

Las Leyes, Reglamentos y demäs normas que se 
refieran a los sistemas de Seguridad Social resenados 
en el articulo 2, pärrafo 1, que esten vigentes en el 
territorio o en una parte del territorio de uno de los 
Estados contratantes. 

4P "Autoridad competente" 

En la Repüblica Federal de Alemania, el Ministro 
Federal de Trabajo y Ordenaciön Social. 

En Espana, el Ministerio de Trabajo. 

5P "Organismo" 

La instituciön o autoridad a la que corresponda la 
aplicaciön de las disposiciones legales indicadas en 
el articulo 2 o de una parte de las mismas. 

6.° "Familiär" 

Todo el que lo sea en virtud de las disposiciones 
legales aplicables. 

7P "Empleo" 

Toda ocupaciön o actividad a la que se refieran las 
disposiciones legales aplicables. 

Articulo 2 

Ambito de aplicaciön objetivo 

(1) El presente Convenio se aplicarä: 

1. En la Repüblica Federal de Alemania a las disposicio- 
nes legales sobre el Seguro de desempleo y la Asisten- 
cia social para el desempleado. 

2. En Espana a las disposiciones legales sobre el Seguro 
de desempleo e igualmente a las disposiciones que 
regulen la situaciön de los trabajadores que no reunan 
los requisitos necesarios para hacer valer su derecho 
a prestaciones del Seguro de desempleo, asi como a 
las disposiciones legales sobre sistemas de Seguridad 
Social concernientes al paro forzoso, que hayan sido 
autorizadas en Instituciones Püblicas o empresas finan- 
ciadas por el Estado. 

(2) El presente Convenio tambien se aplicarä a las 
disposiciones legales por las que se amplie el derecho 
vigente a nuevos grupos de trabajadores, asi como a los 
sistemas especiales para la aplicaciön del Seguro de 
desempleo que puedan crearse o autorizarse para de- 
terminados grupos de actividades, a menos que la Autori- 
dad competente de una de las Partes contratantes haga 
una declaraciön en contrario a la de la otra Parte dentro 
de los tres meses siguientes a la recepciön de la informa- 
ciön a que alude el articulo 15, pärrafo 2, letra b). 

(3) El presente Convenio se aplicarä sin tener en cuenta 
otro derecho interestatal o supranacional en materia de 
desempleo, asi como tampoco las disposiciones internas 
dictadas para su aplicaciön. 

Articulo 3 

Ambito de aplicaciön subjetivo 

Salvo lo dispuesto en el articulo 6, pärrafo 2, el 
presente Convenio, se aplicarä a los sübditos de las 
Partes contratantes. 
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Artikel 4 

Grundsatz der Gleidibehandlung 

Die Personen, für die dieses Abkommen nach Artikel 3 
gilt, sind in ihren Rechten und Pflichten aus den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsparteien einander gleidr- 
gestellt, soweit nicht in Artikel 15 etwas anderes be- 
stimmt ist. 

Artikel 5 

Wirkung von Einkünften oder Beschäftigungsverhältnissen 
auf die Versidierungspflidxt und auf Leistungen im Gebiet 
der anderen Vertragspartei 

Soweit nach den Vorschriften der einen Vertragspartei 
eine Leistung aus der Sozialen Sicherheit oder Einkom- 
men anderer Art oder eine Erwerbstätigkeit rechtliche 
Auswirkungen auf die Versicherungspflicht oder auf eine 
Leistung nach diesem Abkommen hat, kommt die gleiche 
Wirkung auch gleichartigen Leistungen und gleichartigen 
Einkommen aus dem Gebiet der anderen Vertragspartei 
und einer gleichartigen Erwerbstätigkeit im Gebiet der 
anderen Vertragspartei zu. 


ABSCHNITT II 

Arbeitslosenversicherungspflidit 

Artikel 6 

Allgemeiner Grundsatz 

(1) Auf Beschäftigungen im Gebiet einer Vertrags- 
partei werden die Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei angewendet. Nach ihnen richten sich auch die aus 
dem Besdiäftigungsverhältnis entstehenden Rechte und 
Pflichten der Arbeitgeber; dies gilt auch dann, wenn der 
Arbeitgeber sich im Gebiet der anderen Vertragspartei 
gewöhnlich aufhält oder der Betrieb dort seinen Sitz hat. 

(2) Werden auf Grund eines Abkommens über Soziale 
Sicherheit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Spanien auf eine Beschäftigung, die im Gebiet einer der 
Vertragsparteien ausgeübt wird, die Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei angewendet, so werden auf 
diese Beschäftigung die in Artikel 2 bezeichneten Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei angewendet. 


ABSCHNITT III 

Leistungsreciit 

Artikel 7 

Allgemeiner Grundsatz 

(1) Bei der Feststellung des Anspruchs, der Höhe der 
Leistung und der Anspruchs dauer sowie auf das Ver- 
fahren sind die Rechtsvorschriften der Vertragspartei an- 
zuwenden, in deren Gebiet der Anspruch geltend gemacht 
wird, soweit nicht in diesem Abschnitt Abweichendes be- 
stimmt ist. 

(2) Verlegt ein Arbeitnehmer, der Leistungen bezieht, 
seinen Aufenthalt aus dem Gebiet der Vertragspartei, in 
dem er arbeitslos geworden ist und den Anspruch gel- 
tend gemacht hat, in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei, so sind von dem Tage der Verlegung an die 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei anzuwenden. 


Arti cul o 4 

Principio de igualdad de trato 

Salvo lo dispuesto en el articulo 25, las personas a 
las que se aplique el presente Convenio, segün el ar- 
ticulo 3, estarän equiparadas en los derechos y deberes 
derivados de las disposiciones legales de ambas Partes 
contratantes. 

Articulo 5 

Efecto de los ingresos o de las relaciones de empleo 
sobre la obligatoriedad del seguro y prestaciones en el 
territorio de la otra Parte contratante 

Siempre que, segün las disposiciones de una Parte 
contratante, una prestaciön de la Seguridad Social o uu 
ingreso de otra clase o una actividad remunerada reper- 
cuta legalmente en la obligatoriedad del Seguro o en 
una prestaciön concedida en virtud del presente Con- 
venio, surtirän el mismo efecto las prestaciones e in- 
gresos de la misma clase procedentes del territorio de la 
otra Parte contratante y una actividad remunerada de la 
misma indole desempenada en el territorio de cualquiera 
de las Partes contratantes. 


TITULO II 

Obligatoriedad del seguro de trabajo 

Articulo 6 

Principio general 

(1) Las disposiciones legales de una de las Partes con- 
tratantes, se aplicarän a las ocupaciones desempenadas 
en el territorio de la misma. A ellas se ajustarän tambien 
los derechos y deberes de los empresarios que nazcan 
de la relaciön de empleo, aplicändose este criterio, aün 
cuando el empresario resida habitualmente en el terri- 
torio de la otra Parte contratante o tenga all! su sede la 
empresa. 

(2) Si en virtud de un Convenio de Seguridad Social 
concertado entre la Repüblica Federal de Alemania y 
Espana, se aplicase a una ocupaciön ejercida en el terri- 
torio de una de la Partes contratantes, las disposiciones 
legales de la otra Parte, a dicha ocupaciön se aplicarän 
las disposiciones legales de la otra Parte contratante, 
contenidas en el articulo 2 del presente Convenio. 


TITULO III 

Deredio al percibo de prestaciones 

Articulo 7 

Principio general 

(1) Para determinar el derecho al seguro de desempleo, 
la cuantia de sus prestaciones y la duraciön de las 
mismas, asi como al procedimiento, se aplicarän las dis- 
posiciones de la Parte contratante en cuyo territorio se 
haga valer el derecho, siempre que no se disponga lo 
contrario, en este Titulo. 

(2) Si un trabajador subsidiado traslada su residencia 
del territorio de la Parte contratante en donde se produjo 
el desempleo e hizo valer su derecho a las prestaciones, 
al territorio de la otra Parte contratante, se aplicarän 
desde la fecha del traslado, las disposiciones legales de 
esta ultima Parte. 
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Artikel 8 

Berücksiditigung im Gebiet der anderen Vertragspartei 
zurüdrgelegter Versidieningszeiten für die Erfüllung der 
Anwartsdiaftszeit 

(1) Wird der Anspruch bei dem Träger im Gebiet der- 
jenigen Vertragspartei geltend gemacht, in dem der 
Arbeitnehmer arbeitslos geworden ist, so berücksichtigt 
dieser Träger, soweit für die Erfüllung der Anwartschafts- 
zeit erforderlich, die im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei in den letzten zwei Jahren vor der Geltendmachung 
des Anspruchs zurückgelegten Versicherungszeiten, als 
ob es Versicherungszeiten wären, die nach den Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei zurückgelegt wor- 
den sind. Das gilt jedoch nur, wenn der Arbeitnehmer 

a) ohne sein Verschulden arbeitslos geworden ist oder 

b) nach seiner letzten Einreise in das Gebiet der Ver- 
tragspartei, in dem er arbeitslos geworden ist, min- 
destens vier Wochen beschäftigt gewesen ist. 

(2) Wird der Anspruch bei dem Träger im Gebiet der 
anderen Vertragspartei geltend gemacht, so berücksichtigt 
dieser Träger, soweit für die Erfüllung der Anwartschafts- 
zeit erforderlich, die im Gebiet der ersten Vertragspartei 
in den letzten zwei Jahren vor der Geltendmachung des 
Anspruchs zurückgelegten Versicherungszeiten, als ob es 
Versicherungszeiten wären, die nach den für den Träger 
der anderen Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden sind, wenn 

a) der Arbeitnehmer nach Eintritt der Arbeitslosigkeit 
während eines zusammenhängenden Zeitraumes von 
mindestens zwei Wochen nach den Rechtsvorschriften 
der ersten Vertragspartei Leistungen für Vollarbeits- 
losigkeit erhalten hat oder 

b) vor Ablauf der unter Buchstabe a festgesetzten Frist 
der Träger der ersten Vertragspartei der Rückkehr des 
Arbeitnehmers in das Gebiet der Vertragspartei zu- 
gestimmt hat, deren Staatsangehörigkeit der Arbeit- 
nehmer besitzt. 

Artikel 9 

Anspruchsdauer 

(1) Bei der Festsetzung der Anspruchs dauer werden 
auch die in dem Gebiet der anderen Vertragspartei zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt, soweit 
dies erforderlich ist, um eine Leistungsdauer von höch- 
stens sechsundzwanzig Wochen zu begründen. 

(2) Die Anspruchsdauer wird um die Zeiten gemindert, 
für welche der Träger im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei dem Versicherten Leistungen der gleichen Art 
innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Tage der 
Antragstellung gewährt hat, es sei denn, daß der Arbeit- 
nehmer nach dem Bezug dieser Leistungen eine neue 
Anwartschaftszeit erfüllt hat. Als Leistung gleicher Art 
gilt auch eine in Spanien zurückgelegte Zeit des Kranken- 
geldbezuges, wenn der Arbeitslose den Bezug von Kran- 
kengeld an Stelle von Arbeitslosengeld gewählt hat. 


(3) Zeiten, für die während der in Absatz 2 Satz 1 
vorgesehenen zwölf Monate Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung von dem Träger der anderen Vertrags- 
partei wegen Arbeitsablehnung oder Arbeitsaufgabe ohne 
berechtigten Grund oder wegen Entlassung aus einem 
vom Arbeitnehmer zu vertretenden Grunde versagt wor- 
den sind, werden so behandelt, als ob die Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften derjenigen Vertragspartei 


Arti culo 8 

Consideraciön de los perfodos de seguro cumplidos en 
el territorio de la otra Parte contratante 

(1) Si se hace valer el derecho ante el Organismo del 
territorio de la Parte contratante en la cual el trabajador 
ha quedado en paro, este Organismo computarä, siempre 
que ello fuere necesario, para el cumplimiento del periodo 
de expectativa del derecho, los periodos de seguro cubier- 
tos durante los dos Ultimos anos, antes de hacerse valer 
el derecho, en el territorio de la otra Parte contratante, 
como si fuesen periodos de seguro cubiertos de acuerdo 
con las disposiciones legales de la primera Parte con- 
tratante. Lo expuesto regirä solamente si el trabajador: 

a) por causas ajenas a su voluntad hubiese quedado sin 
empleo, o 

b) si despues de su ultima entrada en el territorio de la 
Parte contratante en que se haya producido el desem- 
pleo, hubiese estado ocupado durante cuatro semanas 
al menos. 

(2) Si se hace valer el derecho ante el Organismo del 
territorio de la otra Parte contratante, este Organismo 
computarä, en tanto sea necesario para el cumplimiento 
del periodo de expectativa del derecho, los periodos de 
seguro cubiertos en el territorio de la primera Parte 
contratante, durante los dos ültimos anos antes de 
hacerse valer el derecho, como si fuesen periodos de 
seguro cubiertos de acuerdo con las disposiciones legales 
vigentes para el Organismo de la otra Parte contratante, 
si 

a) el trabajador despues de la fecha de comienzo del 
paro hubiese recibido durante un periodo no interrum- 
pido de dos semanas por lo menos prestaciones por 
paro total, a tenor de las disposiciones legales de la 
primera Parte contratante. 

b) Aun antes de transcurrido el periodo establecido en 
la letra a), el Organismo de la primera Parte contra- 
tante ha estimado conveniente el regreso del traba- 
jador al territorio de la Parte contratante cuya nacio- 
nalidad el trabajador posea. 

Articulo 9 

Duraciön del derecho 

(1) Para determinar la duraciön del derecho a las 
prestaciones se computarän tambien los periodos de 
seguro cumplidos en el territorio de la otra Parte contra- 
tante en tanto sea necesario, para fundamentar una 
duraciön del derecho de 26 semanas como mäximo. 

(2) La duraciön del derecho se acortarä en los periodos 
por los que el Organismo en el territorio de la otra Parte 
contratante hubiera concedido al asegurado y este hu- 
biera percibido prestaciones de la misma clase durante 
los ültimos doce meses anteriores a la fecha de presen- 
taciön de la solicitud, a no ser que, despues de percibir 
estas prestaciones, el trabajador hubiera cumplido un 
nuevo periodo de expectativa de derecho. Como presta- 
ciones de la misma clase se considerarä tambien un 
periodo de percepciön de la prestaciön econömica de 
enfermedad cubierto en Espana, cuando la persona sin 
empleo haya optado por la prestaciön econömica de 
enfermedad en lugar del subsidio de desempleo. 

(3) Cuando el Organismo de la otra Parte contratante 
hubiere denegado las prestaciones del Seguro de desem- 
pleo durante los doce meses previstos en el pärrafo 2, 
fräse primera, por negativa a trabajar o renuncia al 
empleo sin motivo justificado o debido a despido por 
causa imputable al trabajador, los periodos correspon- 
dientes se computarän como si las prestaciones se hu- 
bieran denegado de acuerdo con las disposiciones legales 
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versagt worden wären, in deren Gebiet der Anspruch 
geltend gemacht wird. Das gilt nidit, wenn der Arbeit- 
nehmer nach dem Ereignis, das zur Versagung der Lei- 
stungen geführt hat, eine neue Anwartschaftszeit erfüllt 
hat. 

Artikel 10 

Bemessung der Leistung 

(1) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden 
und richtet sich die Bemessung der Leistung nach Ver- 
sicherungszeiten, die in Spanien zurüchgelegt sind, so 
wird das durchschnittliche tarifliche oder, wenn eine tarif- 
liche Regelung nicht besteht, das ortsübliche Arbeits- 
entgelt einer vergleichbaren Beschäftigung am Wohnort 
zugrunde gelegt. Sind die spanischen Rechtsvorschriften 
anzuwenden, so wird der Tarif zugrunde gelegt, der für 
die Berufskategorie des Arbeitnehmers bei seiner letzten 
Beschäftigung gilt. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei die Höhe der Leistung von der Zahl der Ange- 
hörigen ab, so berücksichtigt der Träger bei der Bemes- 
sung der Leistung auch die Angehörigen des Arbeit- 
nehmers, die sich gewöhnlich im Gebiet der anderen 
Vertragspartei aufhalten. Der Träger hat an den Ange- 
hörigen, dessen Vormund oder diejenige Person, Anstalt 
oder Behörde, in deren Obhut der Angehörige sich be- 
findet oder die ihm Unterhalt gewährt, den Teil der Lei- 
stung zu überweisen, den er nach Maßgabe der für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften an eine dieser Personen oder 
Stellen auszahlen würde, wenn sich der Angehörige im 
Gebiet der Vertragspartei gewöhnlich aufhielte, in dem 
der Träger seinen Sitz hat. 

Artikel 11 

Erstattung von Leistungen der Arbeitslosenversidierung 
an den Träger, der anderen Vertragspartei 

(1) Sind bei der Festsetzung von Leistungen Ver- 
sicherungszeiten nach Artikel 8 Abs. 2 berücksichtigt 
worden, so erstattet der Träger der Vertragspartei, in 
deren Gebiet der Arbeitnehmer arbeitslos geworden ist, 
dem Träger der anderen Vertragspartei die Leistungen, 
die dieser nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 
für eine Dauer von höchstens sechs Monaten gewährt hat. 
Diese Dauer vermindert sich um die Zeit, für die der 
Träger der ersten Vertragspartei nach den für ihn gelten- 
den Rechtsvorschriften nach Eintritt der Arbeitslosigkeit 
bereits Leistungen gewährt hat. 

(2) Die zuständigen Behörden vereinbaren das Nähere 
über die Erstattung von Leistungen nach Absatz 1. Die 
Vereinbarung kann vorsehen, daß die Höhe des zu er- 
stattenden Betrages pauschal errechnet wird. 

Artikel 12 

Leistungen beitragsfreier Systeme 

Die Vorschriften der Artikel 7, 8 und 10 sind 

in der Bundesrepublik Deutschland auf die Leistungen 
aus der Arbeitslosenhilfe, 

in Spanien auf die Leistungen für den Fall der Arbeits- 
losigkeit von Arbeitnehmern, welche die Voraussetzun- 
gen für die Eröffnung eines Anspruchs auf Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung nicht erfüllen, 

entsprechend anzuwenden. 


de la Parte contratante en cuyo territorio se haga valer 
el derecho. Esto no serä aplicable cuando despues del 
hecho que condujo a la denegaciön de las prestaciones, 
el trabajador hubiere cumplido un nuevo periodo de 
expectativa de derecho. 

Ar ti c u 1 o 10 

Fijaciön de la prestacion 

(1) Cuando hayan de aplicarse las disposiciones legales 
alemanas y la fijaciön de la prestacion se haga depender 
de los periodos de seguro cubiertos en Espana, se tomarä 
en cuenta el salario medio, segün Convenio Colectivo o, 
cuando no exista una reglamentaciön tarifada, el salario 
habitual en el lugar en un empleo similar, en la localidad 
de residencia. Cuando hayan de aplicarse las disposi- 
ciones legales espanolas servirä de base la tarifa apli- 
cable para categoria profesional del trabajador, en su 
ultimo empleo. 

(2) Si a tenor de las disposiciones legales de una Parte 
contratante la cuantia de la prestacion dependiese del 
nümero de familiäres del trabajador, el Organismo com- 
petente tendrä en cuenta a los que normalmente residan 
fuera del hogar del trabajador en el territorio de la otra 
Parte contratante. El Organismo transferirä al familiär, 
a SU tuto, o a la persona, instituciön o autoridad a cuyo 
cargo se encuentre el familiär o que le acoja aquella 
parte de la prestacion que de conformidad con las dis- 
posiciones legales en vigor habria de abonarse a tales 
personas o instituciones como si el familiär residiere en 
el territorio de la Parte en que tenga su sede el Or- 
ganismo. 


A rti culo 11 

Reintegro de prestaciones del Seguro de desempleo 
al Organismo de la otra Parte contratante 

(1) Si al concederse prestaciones, se hubieren com- 
putado periodos de seguro con arreglo al articulo 8, 
pärrafo 2, el Organismo de la Parte contratante en cuyo 
territorio se haya producido la situaciön de paro, re- 
integrarä al Organismo de la otra Parte contratante las 
prestaciones que este hubiera satisfecho durante un plazo 
mäximo de seis meses, con arreglo a las disposiciones 
legales vigentes para el mismo. Esta duraciön se reducirä 
por el periodo por el cual el Organismo de la primera 
Parte contratante ya hubiese satisfecho prestaciones 
despues de producirse el paro, a tenor de las disposi- 
ciones legales vigentes para el mismo. 

(2) Las autoridades competentes acordarän los detalles 
sobre el reintegro de prestaciones conforme al pärrafo (1). 
El Acuerdo podrä prever el cälculo global de la suma 
a reembolsar. 


Articulo 12 

Prestaciones de los sistemas exentos de cotizaciön. 

Las disposiciones de los articulos 7, 8 y 10 se aplica- 
rän por analogia: 

En la Repüblica Federal de Alemania, a las presta- 
ciones de Asistencia social para el desempleado. 

En Espana, a las prestaciones en caso de paro de los 
trabajadores que no reunan las condiciones necesarias 
para hacer valer el derecho al Seguro de desempleo. 
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ABSCHNITT IV 

Verfahrens-, Übergangs- und Sdilußbestimmungen 

Artikel 13 

Zahlungsverkehr 

(1) Zahlungen, die ein Träger einer Vertragspartei nach 
diesem Abkommen in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei zu leisten hat, können mit befreiender Wirkung in 
der Landeswährung geleistet werden. In diesem Falle hat 
er unverzüglich bei der zuständigen Stelle im Gebiet der 
Vertragspartei, in dem er seinen Sitz hat, die für die 
Überweisung der Zahlungen in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei notwendigen Anträge zu stellen. 

(2) Die für die Genehmigung des Transfers der in Ab- 
satz 1 genannten Zahlungen zuständigen Stellen erteilen 
diese Genehmigung im Rahmen des jeweils geltenden 
Zahlungsabkommens beschleunigt und ohne Einschrän- 
kung. Das gleiche gilt für den Transfer von Zahlungen, 
die zur Entrichtung von Beiträgen nach den Rechtsvor- 
schriften der anderen Vertragspartei zu leisten sind. 

Artikel 14 

Umredinungskurs 

(1) Zahlungen nach diesem Abkommen erfolgen zu dem 
für laufende Geschäfte am Tage des Transfers gültigen 
Kurs. 

(2) Der für laufende Geschäfte gültige Kurs beruht auf 
dem mit dem Internationalen Währungsfonds vereinbar- 
ten Paritätswert (par value) und muß innerhalb der nach 
Artikel IV Abschnitt 3 des Abkommens über den Inter- 
nationalen Währungsfonds zugelassenen Schwankungs- 
breite beiderseits der Parität (parity) liegen. 

(3) Hat der Internationale Währungsfonds für laufende 
Geschäfte einen von Absatz 2 abweichenden Kurs zuge- 
lassen, so gilt dieser Kurs. 

(4) Besteht in bezug auf eine Vertragspartei im Zeit- 
punkt der Transferierung kein Umrechnungskurs im Sinne 
von Absatz 2 oder Absatz 3, so wird der Kurs angewandt, 
den diese Vertragspartei für ihre Währung im Verhältnis 
zum US-Dollar oder zu einer anderen frei konvertierbaren 
Währung oder zum Gold festgelegt hat. Ist auch ein sol- 
cher Kurs nicht festgelegt, so lassen die Vertragsparteien 
einen Kurs zu, der gerecht und billig ist. 

Artikel 15 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die Behörden, Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien leisten sich bei der Anwendung dieses 
Abkommens gegenseitig Hilfe, als ob sie die eigenen 
Rechtsvorschriften anwenden würden. Die Hilfe ist 
kostenlos. 

(2) Die zuständigen Behörden unterrichten sich gegen- 
seitig laufend über 

a) die zur Anwendung des Abkommens getroffenen Maß- 
nahmen, 

b) alle Änderungen und Ergänzungen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften, welche die Anwendung des 
Abkommens berühren. 

Artikel 16 

Erstattung von Vorschüssen und zu Unrecht gewährten 

Leistungen 

(1) Hat der Träger einer Vertragspartei einer Person 
zu Unrecht Leistungen gewährt, so kann auf dessen Er- 


TITULO IV 

Disposiciones de procedimiento, transitorias 
y finales 

Articulo 13 

Pagos 

(1) Los Organismos competentes de cada Parte contra- 
tante que por razön del presente Convenio hayan de 
efectuar pagos en el territorio del otro Estado, realizarän 
estos, con efectos liberatorios en su moneda nacional. En 
estos casos deberän presentar sin demora ante la oficina 
competente del Estado en que se hallan, las solicitudes 
preceptivas para la realizaciön de las transferencias de 
dichos pagos al otro Estado. 

(2) Las oficinas competentes concederän räpidamente 
y sin restricciön, con arreglo al Convenio de Pagos en 
vigor, las autorizaciones precisas para la realizaciön de 
las transferencias a que se refiere el pärrafo (1). Lo mismo 
tiene validez para las transferencias de pagos que hayan 
de hacerse como abono de cuotas, segün las disposicio- 
nes legales de la otra Parte contratante. 

Articulo 14 

Tipo de Cambio 

(1) Los pagos con arreglo al presente Convenio se 
efectuarän al tipo de cambio vigente el dia de la trans- 
ferencia para operaciones comerciales en curso. 

(2) El tipo de cambio valedero para operaciones co- 
merciales en curso se basarä en el valor paritario (par 
value) acordado con el Fondo Monetario Internacional, 
debiendo permanecer dentro del margen de fluctuaciön 
a ambos lados de la paridad (parity) admitido en virtud 
del articulo IV, Titulo 3, del Convenio sobre el Fondo 
Monetario Internacional. 

(3) Si para operaciones comerciales en curso el Fondo 
Monetario Internacional ha autorizado un tipo de cam- 
bio distinto al establecido en el pärrafo (2), dicho tipo 
serä de aplicaciön. 

(4) Si con respecto a una Parte contratante en el mo- 
mento de la transferencia no existiere un tipo de cam- 
bio con arreglo a lo dispuesto en el pärrafo (2) o en el 

(3), se aplicarä el tipo que dicha Parte contratante hu- 
biere fijado para su moneda en relaciön con el dölar 
USA u otra moneda de conversiön libre o respecto al 
oro. Si tampoco se hubiere fijado tal tipo, las Partes 
contratantes admitirän un tipo justo y equitativo. 

Articulo 15 

Colaboraciön administrativa y juridica 

(1) Las Autoridades, Tribunales y Organismos de las 
dos Partes contratantes se prestarän mutua ayuda para 
la aplicaciön del presente Convenio, como si se tratara 
de la aplicaciön de sus propias disposiciones legales. 
Dicha ayuda serä gratuita. 

(2) Las Autoridades competentes intercambiarän cons- 
tantemente informaciön acerca de: 

a) Las medidas adoptadas para la aplicaciön del pre- 
sente Convenio. 

b) Todas las modificaciones y normas complementarias 

de sus disposiciones legales internas concernientes 

a la aplicaciön del Convenio. 

Articulo 16 

Reintegros de anticipos y prestaciones 
concedidas por error 

(1) Si el Organismo de una Parte contratante hubiere 
satisfecho prestaciones a una persona por error, a peti- 
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suchen und zu dessen Gunsten der zuständige Träger der 
anderen Vertragspartei den zu Unrecht gewährten Betrag 
von einer Nachzahlung oder den laufenden Zahlungen an 
den Berechtigten nach Maßgabe der für ihn geltenden Vor- 
schriften einbehalten, 

(2) Hat ein Leistungsempfänger Unterstützung von 
einem Fürsorgeträger einer Vertragspartei für eine Zeit 
erhalten, für die er zum Bezug von Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung oder der in Artikel 12 genannten 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei berechtigt ist, so hat der Träger dieser Ver- 
tragspartei nach Maßgabe seiner eigenen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf Ersuchen und zugunsten des be- 
treffenden Fürsorgeträgers den Betrag, der als Fürsorge- 
unterstützung gezahlt worden ist, einzubehalten. Dies gilt 
auch für die von einem Fürsorgeträger gewährte Unter- 
stützung, die gleichzeitig mit der dem Leistungsempfänger 
gewährten Fürsorgeunterstützung seinem nicht getrennt 
lebenden Ehegatten und seinen minderjährigen unver- 
heirateten Kindern gewährt worden ist. 

Artikel 17 

Beitragseinzug zugunsten des Trägers der anderen 
Vertragspartei 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, die nach den 
Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei von einer 
Person, die sich im Gebiet der anderen Vertragspartei 
aufhält, geschuldet werden, können dort zugunsten des 
berechtigten Trägers ebenso eingezogen und beigetrieben 
werden wie Beiträge, die nach den Rechtsvorschriften 
dieser Vertragspartei geschuldet werden. 

Artikel 18 

Befreiung von Steuern und Gebühren sowie Verzicht 

auf die Legalisation von Urkunden und Schriftstücken 

(1) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei Be- 
hörden, Gerichten oder Trägern dieser Vertragspartei 
vorzulegen sind, ganz oder teilweise von Steuern oder 
Gebühren befreit, so erstreckt sich diese Befreiung auch 
auf die Urkunden und sonstigen Schriftstücke, die bei 
Anwendung dieses Abkommens Behörden, Gerichten oder 
Trägern der anderen Vertragspartei vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die bei Anwendung dieses Abkommens 
Behörden, Gerichten oder Trägern einer Vertragspartei 
vorgelegt werden müssen, bedürfen zur Verwendung 
gegenüber Stellen der anderen Vertragspartei keiner 
Legalisation, falls sie mit dem Dienststempel oder Dienst- 
siegel der Stelle versehen sind, welche sie ausgestellt hat. 

Artikel 19 

Unmittelbarer Verkehr der Beteiligten — Amtssprache 

(1) Die Behörden, Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien können bei Anwendung dieses Abkommens 
auf den Einzelfall unmittelbar miteinander, mit den be- 
teiligten Personen und deren Vertretern verkehren. 

(2) Schriftstücke aller Beteiligten können in deutscher 
oder spanischer Sprache abgefaßt werden, 

Artikel 20 

Fristen bei Einreichung von Anträgen, Erklärungen 
und Rechtsbehelfen 

(1) Die Frist für Anträge, Erklärungen oder Rechts- 
behelfe, die nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei bei Behörden, Gerichten, Trägern oder anderen 


ciön y a favor del mismo, el Organismo competente de 
la otra Parte contratante podrä descontar el Importe 
satisfecho erröneamente de un pago complementario o 
de los pagos corr-ientes que hayan de hacerse al citado 
beneficiario conforme a las disposiciones legales apli- 
cables al mismo. 

(2) Si un perceptor de prestaciones hubiere recibido 
ayuda de un Organismo asistencial de una parte contra- 
tante, durante el periodo en el cual tuviere derecho, se- 
gün las disposiciones legales de la otra Parte contra- 
tante a percibir prestaciones del Seguro de desempleo 
o las prestaciones indicadas en el articulo 12, el Orga- 
nismo de esta Parte contratante habrä de retener, de 
acuerdo con sus propias disposiciones legales internas 
y a peticiön del Organismo asistencial y a favor del 
mismo, la cantidad abonada en concepto de ayuda bene- 
fica. Esto rige tambien para la ayuda pagada por un Or- 
ganismo de Asistencia social que haya sido satisfecha, 
simultäneamente con la ayuda benefica asignada al bene- 
ficiario, al cönyuge que convive con el trabajador y sus 
hijos menores no casados. 

Articulo 17 

Recaudaciön de cotizaciones a favor del Organismo 
de la otra Parte contratante 

Las cotizaciones del Seguro de desempleo que con- 
forme a las disposiciones legales de una Parte contra- 
tante deba una persona que resida en el territorio de la 
otra, podran recaudarse y exigirse su pago a favor del 
Organismo titular del derecho, como si se tratara de 
cotizaciones debidas con arreglo a las disposiciones le- 
gales de esta Parte contratante. 

Articulo 18 

Exenciön de impuestos, deredios y supresion 
de la legalizaciön de documentos y escritos 

(1) Si con arreglo a las disposiciones legales de una 
Parte contratante, los documentos o demäs escritos que 
hubieren de presentarse ante Autoridades, Tribunales u 
Organismos de didia Parte contratante, estuvieren total 
o parcialmente exentos de impuestos o derechos, la men- 
cionada exenciön se extenderä asimismo a los documen- 
tos y demäs escritos que, en aplicaciön del presente 
Convenio, hubieren de presentarse ante las Autoridades, 
Tribunales u Organismos de la otra Parte contratante. 

(2) Los documentos que para la aplicaciön del presente 
Convenio hubieran de presentarse ante Autoridades, Tri- 
bunales u Organismos de una Parte contratante, no preci- 
sarän ser legalizados para su utilizaciön ante Organis- 
mos de la otra Parte contratante, si van provistos de la 
estampilla o sello oficial de la oficina que hubiere ex- 
tendido los mismos. 

Articulo 19 

Contacto directo entre los interesados — Lengua oficial 

(1) En aplicaciön del presente Convenio las Autorida- 
des, Tribunales y Organismos de ambas Partes contra- 
tantes, podran en cada caso particular tratar directa- 
mente entre si, con las personas interesadas y con los 
representantes de las mismas. 

(2) Los escritos de todos los interesados podran ser 
redactados en lengua alemana o espanola. 

Articulo 20 

Plazos para la presentacidn de solicitudes, declaraciones 
y recursos 

(1) El plazo para solicitudes, declaraciones o recur- 
sos que segün las disposiciones legales de una Parte 
contratante, debieren o pudieren presentarse ante Auto- 
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Stellen einzureichen sind oder eingereicht werden können, 
gilt audi als gewahrt, wenn sie bei einer entsprechenden 
Stelle der anderen Vertragspartei eingereidit werden. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind 
von der Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, un- 
verzüglich an den Träger der anderen Vertragspartei zur 
Weiterleitung an die zuständige Stelle zu übermitteln. 

(3) Begibt sich ein Arbeitnehmer als Arbeitsloser aus 
dem Gebiet der Bimdesrepublik Deutschland nach Spanien, 
so hat er innerhalb einer Frist von fünfzehn Tagen, die 
mit dem Tage beginnt, an dem der deutsche Träger die 
Zahlung der Leistungen eingestellt (Artikel 8 Abs. 2 
Buchstabe a) oder die Rückkehr genehmigt hat (Artikel 8 
Abs. 2 Buchstabe b), die Leistungen der Arbeitslosen- 
versicherung zu beantragen und sich bei dem Arbeitsamt 
als Arbeitsloser eintragen zu lassen. Wahrt der Arbeit- 
nehmer diese Frist, so hat er Anspruch auf Leistungen 
von deren Beginn an. Reicht der Arbeitnehmer den Antrag 
auf Leistungen innerhalb von fünfzehn Tagen nach Ab- 
lauf der Frist ein, so hat er Anspruch auf Leistungen von 
dem auf die Antragstellung folgenden Tage an. Reicht 
der Arbeitnehmer den Antrag auch innerhalb dieser Frist 
nicht ein, so erlischt sein Anspruch auf Leistungen. 


Artikel 21 

Zustellung von Bescheiden im Gebiet der anderen 
Vertragspartei 

Bescheide eines Trägers können einem Berechtigten, der 
sich im Gebiet der anderen Vertragspartei aufhält, durch 
Einschreibebrief mit Rückschein oder über die Verbin- 
dungsstelle zugestellt werden. 


Artikel 22 

Verwaltungs Vereinbarungen 

Die zuständigen Behörden können die zur Anwendung 
dieses Abkommens erforderlichen Verwaltungsmaßnah- 
men vereinbaren. 

Artikel 23 

V erbindungsstellen 

Die zuständigen Behörden werden für die technische 
Abwicklung des Verfahrens Verbindungsstellen benennen, 
die unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 24 
Schiedsklausel 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zu- 
ständigen Behörden der beiden Vertragsparteien bei- 
gelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einer Schiedskommission zu unterbrei- 
ten. 

(3) Die Schiedskommission wird von Fall zu Fall ge- 
bildet und besteht aus drei Mitgliedern. Jede Vertrags- 
partei bestellt ein Mitglied und beide Mitglieder einigen 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Ob- 
mann, der von den Regierungen der beiden Vertrags- 
parteien zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb 
von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitig- 
keit einer Schiedskommission unterbreiten will. 


ridades, Tribunales, Organismos u otras Instituciones, se 
tendrä por observado, si se presentaren ante el Orga- 
nismo correspondiente de la otra Parte contratante. 

(2) El Organismo en el que hayan sido presentadas las 
solicitudes, declaraciones y recursos, los enviarä sin 
demora al Organismo de la otra Parte contratante para 
cpie 6ste los remita a su vez a la Oficina competente. 

(3) En el supuesto de trasladarse un trabajador en 
desempleo desde el territorio de la Repüblica Federal 
de Alemania a Espana, deberä solicitar la prestaciön del 
Seguro de desempleo y su presentaciön en la Oficina de 
colocaciön, en calidad de trabajador en paro, dentro del 
plazo de los quince dias siguientes a la finalizaciön del 
periodo de percepciön de prestaciones senalado en el 
articulo 8, pärrafo 2, letra a), o bien, a partir de la fecha 
de la autorizaciön del regreso a cjue se refiere el articu- 
lo 8, pärrafo 2, letra b). En este caso, el trabajador 
tendrä derecho a la prestaciön desde la fecha del co- 
mienzo de dicho plazo. En el supuesto de presentarse la 
solicitud de prestaciones dentro de los quince dias si- 
guientes al plazo senalado anteriormente, tendrä el tra- 
bajador derecho a prestaciones a partir del siguiente dia 
al de la presentaciön de solicitud. Si el trabajador no 
presenta tampoco la solicitud en este mismo plazo, se 
extingue su derecho a las prestaciones del Seguro. 

Articulo 21 

Notificacion de resoluciones en el territorio 
de la otra Parte contratante 

Las resoluciones de un Organismo, podrän ser notifi- 
cadas al titular del derecho que se halle en el territorio 
de la otra Parte contratante, por medio de carta certifi- 
cada con acuse de recibo o a travös de la Oficina de 
enlace. 

' Articulo 22 

Acuerdos administratives 

Las Autoridades competentes podrän acordar las medi- 
das administrativas necesarias para la aplicaciön del 
presente Convenio. 

Articulo 23 

Oficinas de enlace 

Para el desarrollo tecnico del procedimiento las Auto- 
ridades competentes designarän Oficinas de enlace que 
Colaboren directamenle entre si. 

Articulo 24 

Cläusulas de arbitraje 

(1) Las diferencias que surjan referente a la interpre- 
taciön o aplicaciön del presente Convenio habrän de 
resolverse, en la medida de lo posible, por las Autorida- 
des competentes de ambas Partes contratantes. 

(2) De no poderse resolver por este procedimiento al- 
guna diferencia, esta se someterä a una Comisiön de ar- 
bitraje a peticiön de cualquiera de las Partes contra- 
tantes. 

(3) La Comisiön de arbitraje estarä constituida de caso 
en caso por tres miembros. Cada Parte contratante nom- 
brarä a un representante, eligiendo estos de comün 
acuerdo a un sübdito de un tercer Estado como Presi- 
dente, el cual ha de ser nombrado por los Gobiernos de 
ambas Partes contratantes. Los miembros de la Comisiön 
y SU Presidente deberän ser nombrados dentro de los 
dos y tres meses, respectivamente, de haber notificado 
una Parte contratante a la otra su decisiön de someter 
la diferencia a una Comisiön de arbitraje. 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1445 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, kann in Ermangelung einer anderen Verein- 
barung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Er- 
nennungen vorzunehmen. 

(5) Die Schiedskommission entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit. Ihre Entscheidungen sind bindend. Jede Ver- 
tragspartei trägt die Kosten ihres Mitgliedes sowie ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor der Schiedskommission. 
Die Kosten des Obmannes sowie die sonstigen Kosten 
werden von den beiden Vertragsparteien zu gleichen Tei- 
len getragen. Im übrigen regelt die Schiedskommission 
ihr Verfahren selbst. 

Artikel 25 

Berufung in die Organe des deutschen Trägers 

Die deutschen Rechtsvorschriften, nach denen das pas- 
sive Wahlrecht zum Deutschen Bundestag Voraussetzung 
für dieBerufung aisMitglied der Organe derBundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ist, 
werden durch dieses Abkommen nicht berührt. 


Artikel 26 

Ubergangsregelungen 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. Bei 
Anwendung der Vorschriften des Abschnitts III sind je- 
doch Tatbestände zu berücksichtigen, die vor dem Inkraft- 
treten des Abkommens liegen. 

(2) Tritt das Abkommen außer Kraft, so ist jede Person, 
die auf Grund seiner Bestimmungen am Tage des Außer- 
krafttretens Leistungen der Arbeitslosenversicherung auf 
Grund des Abschnitts III bezieht, berechtigt, nach Maß- 
gabe des genannten Abschnitts weiterhin Leistungen zu 
beziehen. 

Artikel 27 

Berlin-Klausel 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber der Regierung des Spanischen Staates innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 28 

Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen bleibt für ein Jahr nach seinem 
Inkrafttreten gültig. Seine Geltungsdauer verlängert sich 
jeweils um ein Jahr, sofern es nicht mit einer Frist von 
drei Monaten zum Jahresende schriftlich gekündigt wird. 

(2) Am Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens tritt 
die Vereinbarung vom 29. Oktober 1959 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung des Spanischen Staates über soziale Sicherung im 
Falle der Arbeitslosigkeit außer Kraft. 

Artikel 29 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Madrid ausgetauscht werden. 


(4) Si no se observaran los plazos senalados en el 
pärrafo (3), podrä cualquiera de las Partes contratantes, 
a falta de otro acuerdo, pedir al Presidente del Tribunal 
Internacional de Justicia, que efectüe los necesarios 
nombramientos. 

(5) La Comisiön de arbitraje decidirä por mayoria de 
votos. Sus laudos serän obligatorios. Cada una de las 
Partes contratantes sufragarä los gastos de su miembro, 
asi como su representaciön en el proceso ante la Comi- 
siön de arbitraje. Los gastos del Presidente, asi como los 
de otra indole, serän cubiertos por ambas Partes contra- 
tantes a partes iguales. Por lo demäs, la Comisiön de 
arbitraje sera quien determine su propio procedimiento. 

Articulo 25 

Nombramiento en las Instituciones 
del Organismo alemän 

No serän afectadas por el presente Convenio las dis- 
posiciones legales alemanas, segün las cuales el sufragio 
pasivo en relaciön con la Dieta Federal Alemana es re- 
quisito para el nombramiento como miembro de las Insti- 
tuciones del Institute Federal para Colocaciön y Seguro 
de Desempleo (Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung). 

Articulo 26 

Reglamentaciones transitorias 

(1) El presente Convenio no tendrä efecto retroactivo 
con respecto al deredio a las prestaciones que correspon- 
dan al periodo anterior a su entrada en vigor. Para la 
aplicaciön de las disposiciones del Titulo III, sin embar- 
go, se tendrän en cuenta los hechos anteriores a la en- 
trada en vigor del Convenio. 

(2) A la expiraciön del Convenio, toda persona que, 
en virtud de sus disposiciones, perciba prestaciones del 
Seguro de desempleo el dia de la expiraciön de acuerdo 
con el titulo III, tendrä derecho a continuar percibiendo 
prestaciones de conformidad con el referido Titulo. 

Articulo 27 

Clausula de Berlin 

El presente Convenio tendrä tambien validez en el 
"Land Berlin", siempre y cuando que el Gobiemo de la 
Repüblica Federal de Alemania no dirija declaraciön al- 
guna en contrario al Gobierno del Estado Espanol dentro 
de los tres meses siguientes a la entrada en vigor del 
mismo. 

Articulo 28 
Vigencia 

(1) El presente Convenio se concierta por el plazo de 
un ano a partir de la entrada en vigor del mismo. Se 
renovarä de ano en ano, siempre que no se denuncie, por 
escrito, para final de ano con un plazo de tres meses. 

(2) El dia de la entrada en vigor del presente Conve- 
nio, expirarä el acuerdo de 29 de octubre de 1959, entre 
el Gobierno del Estado Espanol y el Gobierno de 1^ Re- 
püblica Federal de Alemania sobre Seguridad Social en 
caso de paro involuntario. 

Articulo 29 

Ratificaciön y entrada en vigor 

(1) El presente Convenio serä ratificado. Los instru- 
mentos de ratificaciön se canjearän lo antes posible en 
Madrid. 
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(2) Das Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetausdit werden. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 20. April 1966 in vier Ur- 
schriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Carstens 


Für den Spanischen Staat: 
J. de Erice 


(2) El presente Convenio entrarä en vigor el primer dia 
del segundo mes siguiente al vencimiento del mes en que 
se hayan canjeado los instrumentos de ratificacion. 


EN FE DE LO CUAL, los Plenipotenciarios de ambas 
Partes contratantes firman y estampan sus sellos al pie 
del presente Convenio. 

HECHO en Bonn, el veinte de abril de mil novecientos 
sesenta y seis, en cuatro ejemplares, dos en lengua es- 
panola y dos en lengua alemana, haciendo fe y siendo 
obligatorios por igual ambos textos. 

En nombre de la Repüblica Federal de Alemania 
El Secretario de Estado 
Carstens 

En nombre del Estado Espanol 
El Embajador de Espana 
J. de Eri ce 
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Schlußprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Spanischen Staat abge- 
schlossenen Abkommens über Arbeitslosenversicherung 
erklären die Unterzeichneten Bevollmächtigten, daß Ein- 
verständnis über folgendes besteht: 

1. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Regierung des Spanischen Staates werden darauf 
hinwirken, daß die . Aufenthaltserlaubnis der Staats- 
angehörigen des anderen Staates nicht deshalb wider- 
rufen oder ihnen die Verlängerung der Aufenthalts- 
erlaubnis nicht deshalb verweigert werden wird, weil 
sie eine Leistung nach diesem Abkommen beantragen 
oder beziehen. 

2. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Regierung des Spanischen Staates werden darauf 
hinwirken, daß allgemeine oder besondere Beschäf- 
tigungsbeschränkungen Arbeitnehmern, die Staatsange- 
hörige des anderen Staates sind, oder Arbeitgebern 
nicht auf erlegt werden, um die Verwirklichung des 
Anspruchs auf Leistungen auf Grund der Vorschriften 
dieses Abkommens zu beeinträchtigen. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spa- 
nischen Staat über Arbeitslosenversicherung. Es tritt an 
demselben Tag in Kraft wie das Abkommen und bleibt 
ebenso lange wie dieses in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Schlußprotokoll unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 20. April 1966 in vier Ur- 
schriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland; 
Carstens 


Protocolo final 

Al firmarse el Convenio concertado hoy entre la Re- 
püblica Federal de Alemania y el Estado Espahol sobre 
el Seguro de Desempleo, los Plenipotenciarios infra- 
scritos declaran que existe acuerdo sobre lo siguiente: 

l.° El Gobierno de la Repüblica Federal de Alemania 
y el Gobierno del Estado Espanol, procurarän que el 
permiso de residencia de los sübditos del otro Estado 
no sea revocado ni se deniegue su prörroga por el 
hecho de que soliciten o perciban una prestaciön de 
acuerdo con el presente Convenio. 


2.° El Gobierno de la Repüblica Federal de Alemania 
y el Gobierno del Estado Espanol, procurarän que no 
se impongan a los trabajadores que sean sübditos 
del otro Estado o a los empresarios, restricciones 
generales o especiales en lo relativo al empleo que 
limiten o dificulten la efectividad del derecho a las 
prestaciones previstas en este Convenio. 

El presente Protocolo Final es parte integrante del 
Convenio entre la Repüblica Federal de Alemania y el 
Estado Espanol sobre Seguro de Desempleo. Entrarä en 
vigor el mismo dia que el Convenio y tendrä la misma 
vigencia que este. 


EN FE DE LO CUAL, los Plenipotenciarios de ambas 
Partes suscriben el presente Protocolo y estampan sus 
respectivos sellos. 

HECHO en Bonn, el veinte de abril de mil novecientos 
sesenta y seis, en cuatro ejemplares, dos en lengua 
alemana y dos en lengua espanola, haciendo fe y siendo 
obligatorios por igual ambos textos. 

En nombre de la Repüblica Federal de Alemania 
El Secretario de Estado 
Carstens 


Für den Spanischen Staat: 
J. de Erice 


En nombre del Estado Espanol 
El Embajador de Espana 
J. de Erice 
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Denkschrift 


Allgemeines 

Seit dem Abschluß der Vereinbarung vom 

29. März 1960 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des Spani- 
schen Staates über die Wanderung, Anwerbung und 
Vermittlung von spanischen Arbeitnehmern nach 
der Bundesrepublik Deutschland (Bundesanzeiger 
Nr. 219 vom 14. November 1961) ist die Zahl der in 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin beschäftigten spanischen Arbeitneh- 
mer von 16 500 im September 1960 auf 185 000 am 

30. Juni 1966 (davon 56 810 oder 30 v. H. Frauen) 
gestiegen. Fast die Hälfte der spanischen Arbeitneh- 
mer (bei den Männern 48,8 v. H., bei den Frauen 
44,9 V. H.) war am 31. Oktober 1965 zwischen 25 und 
35 Jahre alt. Im gleichen Zeitpunkt waren 23,9 v. H, 
der spanischen Arbeitnehmer länger als drei Jahre 
und 42,5 v. H. zwischen einem und drei Jahren in 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt. Die 
spanischen Arbeitnehmer stellen sich überwiegend 
von vornherein auf eine längere Beschäftigung in 
Deutschland ein und sind nur in sehr geringem Aus- 
maß in Saisonberufen tätig. Das zeigt sich darin, daß 
sie zu rund 40 v. H. in der Eisen- und Metall- 
erzeugung und -Verarbeitung, zu rund 7 v. H. im 
Bau- und Bauhilfsgewerbe, zu rund 3 v. H. im Berg- 
bau und nur zu rund 0,6 v. H. in der Landwirtschaft 
beschäftigt waren. 

Die Zahl der gegenwärtig in Spanien als Arbeit- 
nehmer beschäftigten Deutschen ist nicht genau 
bekannt; sie dürfte höchstens 5 000 betragen 
(1953: 3 300). Nach einer Mitteilung des Bundes- 
amtes für Auswanderung hatten am 1. Juli 1964 in 
Spanien 8 800 Deutsche ihren ständigen Wohnsitz. 

Wesentliche Grundsätze des Abkommens sind 
die Anwendung der Rechtsvorschriften der Ver- 
tragspartei, in deren Gebiet der Arbeitslose einen 
Anspruch geltend macht, 

die gegenseitige Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen der Vertragsparteien in der Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosenhilfe, 
die Berücksichtigung der im Gebiet der anderen 
Vertragspartei zurüdcgelegten Versicherungs- 
zeiten für die Erfüllung der Anwartschaftszeit und 
die Erstattung der Kosten, die dem Träger des 
Wohnortstaates durch die Gewährung von Lei- 
stungen entstehen, durch den Träger der Vertrags- 
partei, in deren Gebiet der Arbeitslose beschäftigt 
gewesen ist. 

Das Abkommen soll in erster Linie gewährleisten, 
daß spanische Arbeitnehmer, die in Deutschland 
arbeitslos werden und von den deutschen Arbeits- 
ämtern nicht innerhalb einer bestimmten Zeit 
wieder in Arbeit vermittelt werden können, auch 
bei einer Rückkehr nach Spanien Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung erhalten. 


Besonderes 
A. Zum Abkommen 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 enthält die üblichen Begriffsbestimmun- 
gen. 

Artikel 2 bestimmt den sachlichen Geltungsbereich; 
dieser erstreckt sich in der Bundesrepublik auf die 
Arbeitslosenversicherung und die Arbeitslosenhilfe, 
in Spanien auf die Arbeitslosenversicherung ein- 
schließlich der Rechtsvorschriften über Leistungen 
für Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Leistungen der Arbeitslosenversiche- 
rung nicht erfüllen, und die besonderen Systeme für 
im Öffentlichen Dienst oder in staatlich finanzierten 
Unternehmen Beschäftigte. 

Rechtsvorschriften, die sich aus zwischenstaatlichen 
Abkommen mit dritten Staaten oder aus dem Recht 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ergeben, 
fallen nicht unter das Abkommen. 

Nach Artikel 3 gilt das Abkommen — abgesehen 
von einigen Sondervorschriften, deren Anwendung 
sich aus Artikel 6 Abs. 2 ergeben kann — nur für 
die Staatsangehörigen der Vertragsparteien. 

Artikel 4 bestimmt die Gleichbehandlung im Rah- 
men des persönlichen und sachlichen Geltungs- 
bereichs des Abkommens. 

Artikel 5 regelt die Wirkung von Einkünften und 
Erwerbstätigkeiten auf die Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenhilfe sowie 
auf die Versicherungspflicht eines Beschäftigungs- 
verhältnisses im anderen Vertragsötaat. Nach dieser 
Vorschrift ist beispielsweise die von einem spa- 
nischen Versicherungsträger gewährte Rente auf die 
Unterstützung aus der deutschen Arbeitslosenhilfe 
ebenso anzurechnen wie die von einem deut- 
schen Versicherungsträger gewährte Rente (§ 150 
AVAVG). Eine weitere Auswirkung dieser Vor- 
schrift ist, daß ein Beschäftigungsverhältnis auch 
dann nach § 57 AVAVG versicherungsfrei bleibt, 
wenn die wegen Erwerbsunfähigkeit gewährte 
Rente nicht von einem deutschen sondern von einem 
spanischen Versicherungsträger gewährt wird. 


Abschnitt !1 

Arbeitslosenversidierungspflicht 

Nach Artikel 6 Abs. 1 soll das am Beschäftigungs- 
ort geltende Recht maßgeblich sein; nach Absatz 2 
ist das Recht des anderen Staates anzuwenden, 
wenn dies auf Grund des Abkommens über soziale 
Sicherheit für den Bereich der Sozialversicherung 
vorgesehen ist. 
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Abschnitt III 
Leistungsrecht 

Nach Artikel 7 Abs. 1 gilt das Recht der Vertrags- 
partei, in deren Gebiet der Anspruch geltend ge- 
macht wild. Verlegt ein Arbeitnehmer, der Leistun- 
gen bezieht, seinen Aufenthalt in das Gebiet der 
anderen Vertragspartei, so richtet sich sein Lei- 
stungsanspruch von diesem Zeitpunkt an nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei (Absatz 2). 

« 

Artikel 8 bestimmt die Voraussetzungen, unter 
denen die im Gebiet der anderen Vertragspartei 
zurückgelegten Versicherungszeiten für die Erfül- 
lung der Anwartschaftszeit so zu berücksichtigen 
sind, als ob es sich um Zeiten handelte, die in dem 
Gebiet der Vertragspartei zurückgelegt wurden, 
nach deren Reditsvorschriften der Anspruch geltend 
gemacht wird. 

Wird der Anspruch im Gebiet der Vertragspartei 
geltend gemacht, in deren Gebiet der Arbeitnehmer 
arbeitslos geworden ist, so soll nach Absatz 1 dieser 
Grundsatz nur gelten, wenn der Arbeitnehmer ohne 
sein Verschulden arbeitslos geworden ist oder nach 
seiner letzten Einreise im Gebiet dieser Vertrags- 
partei mindestens vier Wochen beschäftigt war. 

Aus Absatz 2 ergibt sich, daß bei einem spanischen 
Arbeitnehmer, der in Deutschland beschäftigt war, 
seinen Anspruch jedoch in Spanien geltend macht, 
die deutschen Versicherungszeiten nur zu berück- 
sichtigen sind, wenn der Arbeitnehmer nach Eintritt 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland mindestens zwei 
Wochen ununterbrochen Arbeitslosengeld bezogen 
hat oder das deutsche Arbeitsamt vor Ablauf dieser 
Frist seiner Rückkehr nach Spanien zugestimmt hat. 
Diese Voraussetzungen sind mit Rücksicht auf das 
spanische Redit der Arbeitslosenversicherung vor- 
gesehen. Dieses schließt bei freiwilliger Arbeits- 
losigkeit jeglichen Anspruch aus. Die spanische 
Seite ist der Auffassung, daß daher ein Arbeitsloser 
in Spanien keine Leistungen erhalten kann, wenn er 
seine in Deutschland eingetretene Arbeitslosigkeit 
selbst zu vertreten oder dort als Arbeitsloser eine 
Möglichkeit zur Aufnahme einer neuen Beschäfti- 
gung nicht genutzt hat. Erfüllt ein Arbeitnehmer, 
der einen Anspruch in Spanien geltend macht, die 
Voraussetzungen des Artikels 8 Abs. 2, so kann der 
spanisdie Träger davon ausgehen, daß der Arbeit- 
nehmer es jedenfalls nicht schuldhaft versäumt hat, 
in Deutschland ein neues Beschäftigungsverhältnis 
einzugehen. Aus dieser Zweckbestimmung der in 
Artikel 8 Abs. 2 genannten Voraussetzungen für die 
Berücksichtigung von Versicherungszeiten ergibt 
sich auch der Maßstab, nach dem das deutsche 
Arbeitsamt seine Zustimmung zur Rückkehr des 
spanischen Arbeitnehmers nach Spanien zu erteilen 
hat. Es sind das die Fälle, in denen einem spanischen 
Arbeitnehmer, der unfreiwillig arbeitslos geworden 
ist, entweder voraussichtlich keine neue Beschäfti- 
gung im Verlaufe der nächsten zwei Wochen nach- 
gewiesen oder die Aufnahme einer neuen Beschäfti- 
gung in Deutschland nicht zugemutet werden kann. 

Nach Artikel 9 Abs. 1 sollen auch für die Fest- 
stellung der Anspruchsdauer die im Gebiet der ande- 
ren Vertragspartei zurückgelegten Versicherungs- 


zeiten berücksichtigt werden, soweit das notwendig 
ist, um eine Leistungsdauer von höchstens 26 
Wochen zu begründen. Nach Absatz 2 sollen auf 
die Anspruchsdauer unter gewissen Voraussetzun- 
gen Zeiten angerechnet werden, in denen der Ar- 
beitslose bereits im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei Leistungen bezogen hat; dasselbe gilt nach 
Absatz 3 für Zeiten, in denen die Anspruchsdauer 
ohne Leistungsgewährung verbraucht wird (vgl. die 
Sperrfristen nach §§ 78 ff. AVAVG). 

Nach Artikel 10 Abs. 1 soll sich das in Deutschland 
auf Grund spanischer Versicherungszeiten zu ge- 
währende Arbeitslosengeld nach dem tariflichen 
oder ortsüblichen Arbeitsentgelt bemessen, das am 
Wohnort des Arbeitslosen für eine vergleichbare 
Beschäftigung zu zahlen wäre. Die Vorschrift des 
Absatzes 2, nach der Angehörige des Leistungs- 
empfängers, die im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, mit 
den Angehörigen gleichgestellt werden, die sich im 
Inland aufhalten, hat für die Anwendung des deut- 
schen Rechts keine Bedeutung; die Familienzuschläge 
nach § 89 AVAVG werden ohne Rücksicht darauf 
gezahlt, ob sich der Angehörige im Inland oder Aus- 
land aufhält. 

Der Angehörige oder die Person, Anstalt oder Be- 
hörde, in deren Obhut sich der Angehörige befindet, 
soll den Teil des Arbeitslosengeldes, der nach inner- 
staatlichem Recht an eine dieser Personen oder Stel- 
len auszuzahlen wäre, auch dann erhalten, wenn 
diese sich im Gebiet der anderen Vertragspartei 
befindet {§ 181 Abs. 3 und 4 AVAVG). 

Artikel 11 sieht die Erstattung der Leistungen, die 
ein Träger in Fällen des Artikels 8 Abs. 2 erbracht 
hat, durch den Träger des Staates vor, in dessen 
Gebiet die Arbeitslosigkeit eingetreten ist; es sind 
höchstens die für eine Dauer von sechs Monaten 
gewährten Leistungen zu erstatten. Die Erstattungs- 
dauer verkürzt sich um die Zeiten, für die der Ar- 
beitslose vor der Verlegung des Wohnortes an sei- 
nem Beschäftigungsort Leistungen erhalten hat. 

Nach Artikel 12 sollen die Vorschriften über die 
Bestimmung des zuständigen Versicherungsträgers 
(Artikel 7) die Berücksichtigung der im Gebiet der 
anderen Vertragspartei zurückgelegten Zeiten (Arti- 
kel 8) und die Bemessung der Leistungen (Arti- 
kel 10) für die Arbeitslosenhilfe entsprechend ange- 
wendet werden. Eine Erstattung der aus diesen 
Systemen gewährten Leistungen ist nicht vorge- 
sehen. 

Absdinitt IV 

Verfahrens-, Übergangs- und Sdilußbestimmungen 

Artikel 13 bis 24 enthalten die üblichen Bestimmun- 
gen über Zahlungsverkehr, Umrechnungskurs, Amts- 
und Rechtshilfe, Erstattung von Vorschüssen und zu 
Unrecht gewährten Leistungen, Beitragseinzug zu- 
gunsten der Träger der anderen Vertragspartei, Be- 
freiung von Steuern und Gebühren sowie Verzicht 
auf die Legalisation von Urkunden und Schrift- 
stücken, unmittelbaren Verkehr der Beteiligten, 
Amtssprache, Fristwahrung, Zustellung im Gebiete 
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der anderen Vertragspartei, Abschluß von Verwal- 
tungsvereinbarungen, Benennung von Verbindungs- 
stellen, Beilegung von Streitigkeiten. 

Artikel 25 stellt klar, daß die spanischen Arbeit- 
nehmer nicht als Mitglieder in die Organe der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung berufen werden können, 

Artikel 26 schließt in Absatz 1 Leistungsansprüche 
für Zeiten der Arbeitslosigkeit, die vor dem In- 
krafttreten des Abkommens liegen, aus; dagegen 
sollen Tatbestände aus der Zeit vor dem Inkrafttre- 
ten des Abkommens bei der Feststellung von An- 
sprüchen berücksichtigt werden (nach Artikel 8). Im 


Falle des Außerkrafttretens des Abkommens sollen 
nach Absatz 2 laufende Bezüge nicht berührt wer- 
den. 

Artikel 27 bis 29 behandeln in der üblichen Weise 
die Geltung des Abkommens im Land Berlin, sowie 
Ratifizierung, Inkrafttreten, Geltungsdauer und Kün- 
digung des Abkommens. 

B. Zum Schlußprotokoll 

Im Schlußprotokoll werden die Regierungen der 
Vertragsparteien - verpflichtet, darauf hinzuwirken, 
daß die V^erwaltungsbehörden bei der Erteilung oder 
Verlängerung von Aufenthalts- und Arbeitserlaub- 
nis im Geiste des Abkommens verfahren. 
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